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Preußiſche Geſetzammlung 


Jahrgang 1919 Nr. 14. 


Inhalt: Verordnung, betreffend die Rechtsſtellung der Landgendarmerie, S. 37. — Erlaß der Preußiſchen 
2 Regierung, betreffend Anwendung des vereinfachten Enteignungsverfahrens für eine Teilſtrecke der 
Privatanſchlußbahn der Stadtgemeinde Hameln von dem Weſerhafen bei Hameln an die ſtaatliche 

Hamelner Hafenbahn, S. 38. 


(Nr. 11744.) Verordnung, betreffend die Rechtsſtellung der Landgendarmerie. Vom 10. März 1919. 


Die Preußiſche Regierung verordnet mit Geſetzeskraft, was folgt: 
981. 


Die Angehörigen der Landgendarmerie ſind im unmittelbaren Staats⸗ 
dienſte ſtehende Beamte. ; ä 

Für die Angehörigen der Landgendarmerie gelten die Beſtimmungen der 
Difſziplinargeſetze für die nicht richterlichen Beamten. Eine Anwendung der 
militäriſchen Diſziplinarvorſchriften und der beſonderen Entlaſſungsvorſchriften 
für die Angehörigen der Landgendarmerie findet nicht mehr ſtatt. 


i 82. 
Die Angehörigen und ehemaligen Angehörigen der Landgendamerie ſind 
nicht mehr den Militärſtrafgeſetzen unterſtellt. Wegen vor Inkrafttreten dieſer 
Verordnung begangener Zuwiderhandlungen gegen die Militärſtrafgeſetze findet 


§ 3. 

Die Unterſtellung der Angehörigen und ehemaligen Angehörigen der Land- 
gendarmerie unter die Militärſtkafgerichtsbarkeit wird aufgehoben. Sie unter⸗ 
ſtehen vorbehaltlich $ 10 der Militärſtrafgerichtsordnung der Gerichtsbarkeit der 
allgemeinen Strafgerichte. 


keine Beſtrafung mehr ſtatt. 


84. \ 

Alle dieſer Verordnung entgegenſtehenden Vorſchriften werden aufgehoben. 
Unberührt bleiben jedoch die Vorſchriften, durch welche Sonderrechte oder Ver⸗ 
günſtigungen in vermögensrechtlicher Hinſicht für Angehörige der Landgendarmerie 
begründet ſind. ; 
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5. 
Das Miniſterium des Innern wird mit der Ausführung Diejet r Verordnung 
beauftragt. 
Es beſtimmt, wer als Dienſtvorgeſetzter der Angehörigen der Landgendarmerie 
im Sinne der §§ 18 ff. des Diſziplinargeſetzes vom 21. Juli 1852 (Geſetzſamml. 
S. 465) zu gelten hat. 


§ 6. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der 3 in Kraft. 
Berlin, den 10, März 1919. 


Die Preußiſche Regierung. 
Hirſch. Braun. Eugen Ernſt. Haeniſch. Südekum. 
Heine. Reinhardt. 5 


(Nr. 11745.) Erlaß der Preußiſchen Regierung, betreffend Anwendung des vereinfachten 
Enteignungsverfahrens für eine Teilſtrecke der Privatanſchlußbahn der Stadt⸗ 
gemeinde Hameln von dem Weſerhafen bei Hameln an die ftaatlihe Hamelner 
Hafenbahn. Vom 12. Februar 1919. 


Disc Erlaß der Minifter für Handel und Gewerbe, der öffentlichen Arbeiten 
und des Krieges vom 21. Januar d. Is, iſt mit unſerer Ermächtigung der 
Stadtgemeinde Hameln im Regierungsbezirke Hannover, welche die kleinbahn— 
geſetzliche Genehmigung zur Herſtellung einer Privatanſchlußbahn von dem Weſer⸗ 
hafen bei Hameln an die ſtaatliche Hamelner Hafenbahn mit Abzweigung nach 
einem für die Heeresverwaltung hergeſtellten Sammellager erhalten hat, das 
Enteignungsrecht zur b d und zur dauernden Beſchränkung desjenigen 
Grundeigentums verliehen, das für den Bau der Teilſtrecke zwiſchen der Ein⸗ 
mündung des Sammellagergleiſes bis zu dem Anſchluß an die ſtaatliche Hafen⸗ 
bahn erforderlich iſt. 

Auf Grund des § 1 der Verordnungen vom 11. September 1914 Geſetz— 
ſamml. S. 159) in der Faſſung' der Verordnungen vom 27. März 1915 (Geſetz— 
ſamml. S. 57), 25. September 1915 Geſetzſamml. S. 141), 10. April 1918 
Geſetzſamml. S. 41) und vom 15. Auguſt 1918 (Geſetzſamml. S. 144) wird 
hiermit beſtimmt, daß das vereinfachte Enteignungsverfahren nach den Vorſchriften 
dieſer Verordnungen bei dem Bau der vorerwähnten ae Anwendung findet. 


Berlin, den 12. Februar 1919. 
Die Preußiſche Regierung. 


Hirſch. Eugen Ernſt. Fiſchbeck. Hoff. Haeniſch. 
ö Südekum. Heinemann. Reinhardt. 


Hedigen um Büro des Staatsminiſterxiums. — Berlin, gedruckt in der Neicsdendere. 
Beſtellungen auf einzelne Stüde der Preußiſchen Gefegfammlung und auf die Haupt⸗Sachverzeichniſſe (1806 bis 1888 zu 
6.25 „ und 1884 bis 1913 zu 4.60 % find an die Poſtauſtaften zu richten. 
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